25. JULI 2024 - Königlicher Erlass über den föderalen Polizeirat


(Belgisches Staatsblatt vom 23. Juni 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES UND FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST JUSTIZ


25. JULI 2024 - Königlicher Erlass über den föderalen Polizeirat


PHILIPPE, König der Belgier

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Aufgrund des Gesetzes vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes, insbesondere des Artikels 7 Absatz 4;

Aufgrund des Königlichen Erlasses vom 3. November 2001 über den föderalen Polizeirat;

Aufgrund der Stellungnahmen des Finanzinspektors vom 18. April 2024 und 19. April 2024;

Aufgrund des Einverständnisses der Staatssekretärin für Haushalt vom 30. April 2024;

Aufgrund von Artikel 8 § 1 Nr. 4 des Gesetzes vom 15. Dezember 2013 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen in Sachen administrative Vereinfachung, aufgrund dessen vorliegender Erlass von der Auswirkungsanalyse beim Erlass von Vorschriften befreit ist, da es sich um Selbstregulierungsbestimmungen handelt;

Aufgrund des Gutachtens Nr. 76.570/2 des Staatsrates vom 4. Juli 2024, abgegeben in Anwendung von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 2 der koordinierten Gesetze über den Staatsrat;

Auf Vorschlag Unserer Ministerin des Innern und Unseres Ministers der Justiz und aufgrund der Stellungnahme Unserer Minister, die im Rat darüber beraten haben,


Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


KAPITEL 1 - Allgemeine Bestimmung


Artikel 1 - Für die Anwendung des vorliegenden Erlasses gelten folgende Begriffsbestimmungen:

1. "Rat": föderaler Polizeirat,

2."Gesetz": Gesetz vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes.


KAPITEL 2 - Arbeitsweise des Rates


Art. 2 - Der Rat gibt aus eigener Initiative oder auf Antrag des Ministers des Innern oder der Justiz eine Stellungnahme zur Arbeitsweise und Organisation der föderalen Polizei und der lokalen Polizei ab.


Art. 3 - § 1 - Der Rat tritt auf Einladung des Vorsitzenden zusammen, wann immer dies erforderlich ist, mindestens jedoch viermal pro Jahr.

Der Vorsitzende beruft den Rat außerdem jedes Mal ein, wenn mindestens fünf Mitglieder dies beantragen oder wenn der Minister des Innern oder der Minister der Justiz einen Antrag auf Stellungnahme an den Rat richtet.

Die Einberufung erfolgt über einen Onlineschalter und umfasst die Tagesordnung.

Unterlagen/Schriftstücke zu den Tagesordnungspunkten werden ebenfalls über dieses Tool übermittelt.

Bei Dringlichkeit können Schriftstücke, die Gegenstand von Beratungen während der Sitzung sind, zu einem späteren Zeitpunkt übermittelt werden, jedoch spätestens drei Tage vor Beginn der Sitzung.

Die Ladung wird mindestens sieben Tage vor der Sitzung an die Mitglieder gerichtet. Bei Dringlichkeit kann diese Frist auf mindestens drei Tage herabgesetzt werden.

§ 2 - Der Rat kann nur dann rechtsgültig zusammentreten, wenn mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist und sich unter ihnen ein Bürgermeister sowie entweder der Generalprokurator, der Föderalprokurator oder der Prokurator des Königs befinden.

Die Mitglieder des Rates entscheiden, ob sie an der Ratssitzung entweder in physischer Anwesenheit oder virtuell über ein elektronisches Kommunikationsmittel teilnehmen möchten.

Der Rat legt eine Geschäftsordnung fest, in der unter anderem der Beschlussfassungsmodus bestimmt wird. Diese Geschäftsordnung sowie alle daran vorgenommenen Abänderungen werden dem Minister des Innern zur Billigung vorgelegt.

§ 3 - Die Sitzungen des Rates sind nicht öffentlich; die Mitglieder sind verpflichtet, die Vertraulichkeit der Beratungen des Rates zu wahren.


Art. 4 - Zur Behandlung spezifischer Tagesordnungspunkte kann der Rat bei Bedarf Sachverständige einladen.




KAPITEL 3 - Ausübung von Befugnissen


Art. 5 - Der Rat sorgt dafür, dass seine Arbeit so organisiert wird, dass die allgemeine Begutachtungsbefugnis der rechtzeitigen Abgabe der obligatorischen Stellungnahmen nicht im Wege steht.


Art. 6 - § 1 - In Fällen, in denen das Gesetz eine obligatorische Stellungnahme des föderalen Polizeirates vorsieht, ersucht der zuständige Minister um die Stellungnahme des Rates. Das Ersuchen enthält alle Schriftstücke, die der Rat benötigt, um seine Stellungnahme abzugeben.

Wird um die Stellungnahme in Ausführung von Artikel 7 Absatz 1 des Gesetzes im Rahmen der Ausübung der allgemeinen Begutachtungsbefugnis des Rates ersucht, ist im Ersuchen auch die Frist anzugeben, innerhalb deren diese Stellungnahme abgegeben werden muss. Diese Frist darf nicht kürzer als vierzehn Tage sein, wenn die Stellungnahme ein Ernennungsverfahren betrifft, und in allen anderen Fällen nicht kürzer als ein Monat. Bei Dringlichkeit können diese Fristen verkürzt werden, dürfen jedoch nicht kürzer als sieben beziehungsweise vierzehn Tage sein. Wird innerhalb der vorgegebenen Fristen keine Stellungnahme abgegeben, wird sie außer Acht gelassen.

§ 2 - Der Beschluss wird nach dem Konsensverfahren gefasst. Wird kein Konsens erzielt, wird eine Abstimmung vorgenommen. In diesem Fall werden das Abstimmungsergebnis sowie etwaige Minderheitsstandpunkte in der Stellungnahme vermerkt.


Art. 7 - Die Mitglieder des Rates können zur Vorbereitung von Stellungnahmen auf die in ihrem Dienst verfügbaren Mitarbeiter zurückgreifen.

Zur Vorbereitung von Stellungnahmen kann der Rat der Generalinspektion der föderalen Polizei und der lokalen Polizei sowie anderen zuständigen Diensten sowohl der föderalen als auch der lokalen Polizei punktuelle Aufträge übertragen.

Der Rat kann zudem aus eigener Initiative oder auf Antrag des Ministers des Innern oder der Justiz Beratungsgruppen einsetzen, um eine Stellungnahme zu einer spezifischen Fragestellung vorzubereiten. Für die Teilnahme an diesen Beratungsgruppen kann er jeden Dienst oder jeden Sachverständigen, der über einschlägige Fachkenntnisse in diesem Bereich verfügt, um Unterstützung ersuchen.


Art. 8 - Der Rat sammelt die für die Bewertung der Ausführung des Nationalen Sicherheitsplans erforderlichen Daten und kann sich zu diesem Zweck an die verschiedenen Polizeidienste, andere Sicherheitspartner und Sachverständige wenden.

Der Rat übermittelt dem Minister des Innern und dem Minister der Justiz seine Bewertungsberichte.




KAPITEL 4 - Sekretariatsgeschäfte


Art. 9 - Die Generaldirektion Sicherheit und Vorbeugung des FÖD Inneres ist mit der Unterstützung und den Sekretariatsgeschäften des Rates beauftragt.


KAPITEL 5 - Schlussbestimmungen


Art. 10 - Der Königliche Erlass vom 3. November 2001 über den föderalen Polizeirat wird aufgehoben.


Art. 11 - Vorliegender Erlass tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Belgischen Staatsblatt in Kraft.


Art. 12 - Unsere für Inneres beziehungsweise Justiz zuständigen Minister sind, jeweils für ihren Bereich, mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


Gegeben zu Brüssel, den 25. Juli 2024


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT

Die Ministerin des Innern
A. VERLINDEN

